
Öjendorfer Park –  
weitere Flüchtlingsunterkünfte in Ihrer Nähe! 

 

 

Am vergangen Samstag, 24.10.2015, wurde im Raum Billstedt ein Flugblatt verteilt, das sich angeblich kri-

tisch mit der geplanten Flüchtlingsunterkunft im Öjendorfer Park auseinandersetzt. Leider findet sich in 

diesem ein rassistisches Vorurteil ans nächste gereiht, so dass eine öffentliche und deutliche Vertretung 

einer Gegenposition unumgänglich scheint. Und da die Initiator_innen auf www.hamburgforum.net sogar 

dazu aufrufen, mit einer kleinen Handlung wie der Verteilung eines Flugblatts eine Veränderung zu bewir-

ken – „Drucke 25 Flugblätter aus und verteile diese in deiner Nachbarschaft. Klemme sie hinter die Schei-

benwischer, hefte sie an Bäume und Zäune, stecke sie in die Briefkästen, drücke sie den Menschen in die 

Hand.“ –, folgen wir diesem gut gemeinten Rat und sagen hiermit: 

Nein zu rassistischer Hetze! In Billstedt, in Hamburg und überall! 

 

Einige Gedanken zur allgemeinen Haltung gegenüber Flüchtlingen 
 

Die Situation in Hamburg 
Nachdem die Zahl der Menschen, die in Deutschland Asyl beantragen, jahrelang rückläufig war, wurden in 

den letzten Jahren ausgelöst durch die angespannte politische Lage wieder vermehrt Anträge gestellt. Das 

bedeutet, dass auch in Hamburg wieder mehr Menschen wohnen, die sich im laufenden Asylverfahren be-

finden. 

Nachdem immer mehr Gemeinschaftsunterkünfte geschlossen wurden, mussten in der jüngsten Vergan-

genheit nun mehrere Einrichtungen wieder eröffnet bzw. die Kapazitäten bestehender Einrichtungen er-

weitert sowie neue Unterkünfte errichtet werden. Rechte Kräfte nutzen diese Situation einmal mehr, um 

ihre rassistische Hetze zu verbreiten. 

Die Antwort der Rechts-Konservativen: Ausgrenzung und Vertreibung 
Nachdem jahrelang die Hetze gegen Migrant_innen vor allem Nazis zugeschrieben wurde, nach deren An-

sicht in der Bundesrepublik prinzipiell kein Platz für Menschen sei, die sie in ihrer Anmaßung als „un-

deutsch“ definieren, lässt sich in den vergangenen Jahren ein Rechtsruck der „bürgerlichen Mitte“ be-

obachten. Diese Bürger_innen sprechen sich zwar nicht prinzipiell gegen die Aufnahme von Flüchtlingen 

aus, lassen sich in ihrer Argumentation allerdings mittlerweile kaum noch von rechten Parteien unterschei-

den: der angeblich unbegrenzte Zuzug von Flüchtlingen soll für fehlenden Wohnraum, steigende Kriminali-

tät oder zahlreiche andere Probleme verantwortlich sein. Vollkommen gleichgültig, an welcher Stelle eine 

Unterkunft entstehen soll: Anwohner_innen haben grundsätzlich zahlreiche und sich bis hin zum Wortlaut 

gleichende Argumente, warum Flüchtlinge ja schon willkommen seien, aber doch bitte nicht in ihrer eige-

nen Nachbarschaft. Als Resultat finden sich auf den Bürgerinformationsveranstaltungen zur Unterbringung 



von Flüchtlingen gehäuft Wortmeldungen, die auch auf einem Stammtisch von Rechts-Konservativen nicht 

verwundern würden: die untergebrachten Menschen werden regelrecht als Wilde dargestellt, die ihre Not-

durft an jeder beliebigen Ecke verrichten würden, Zäune niedertrampeln könnten oder regelmäßig in kör-

perliche Auseinandersetzungen verwickelt seien. Noch absurder wird dann die Angst, dass junge deutsche 

Frauen sich nicht mehr sicher im Viertel bewegen könnten, da der hohe Anteil an jungen Männern unter 

den Geflüchteten zu drohenden Vergewaltigungen führen könnte – wahrscheinlich kennt doch jede_r al-

leinstehende Männer, die dennoch nicht zu einer Gefahr für die Frauen in ihrer Umgebung wurden? Die 

Menschen, die zu uns kommen, sind keine Wilden, sondern kommen aus zivilisierten Verhältnissen und 

haben zu einem großen Teil sehr hohe Bildungsabschlüsse, so dass eine solche Argumentation geradezu 

absurd wirkt! 

Der Alltag von Flüchtlingen 
Dass Asylbewerber_innen zahlreichen Beschränkungen unterliegen, verschweigen Rechte wie Konservative 

ganz bewusst. Sie dürfen in den ersten drei Monaten ihres Asylverfahrens gar nicht arbeiten und erhalten 

danach nur selten eine Arbeitserlaubnis. Eine Ausbildung oder ein Studium dürfen sie ohnehin nicht begin-

nen. Ihnen bleibt also oft nichts anderes übrig, als von staatlichen Leistungen zu leben. Sie werden in Hei-

men untergebracht, in denen sie oft jahrelang auf engstem Raum leben müssen, und unterliegen der soge-

nannten ‚Residenzpflicht‘. Das bedeutet, dass sie eine bestimmte Region nur in Ausnahmefällen und mit 

amtlicher Genehmigung verlassen dürfen. Sie leben in ständiger Angst vor Abschiebung in Länder, aus de-

nen sie vor Krieg, Verfolgung oder wirtschaftlicher Not geflohen sind. Dass die Industrienationen durch ihr 

Tun für die Verhältnisse in den Herkunftsländern oft direkt mitverantwortlich sind, wird von den Rechten 

und Konservativen gerne verschwiegen oder sogar geleugnet. Komplexe Analysen globaler Probleme lassen 

sich nicht mit simplem Schwarz-Weiß-Denken erfassen! 

Gleiche Rechte für alle statt rassistischer Propaganda, Ausgrenzung und Ab-

schiebung! 
Das bereits stark eingeschränkte Recht auf Asyl wurde vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte im 

Grundgesetz verankert und hat nach wie vor seine Berechtigung. Gehen Sie nicht der rassistischen Propa-

ganda der Rechts-Konservativen auf den Leim! Informieren Sie sich und widersprechen Sie rassistischen 

Parolen im Alltag. Lernen Sie jene Menschen kennen, die die Not aus ihren Herkunftsländern getrieben hat 

und unterstützen Sie sie. Flüchtlinge müssen in der BRD endlich jene Rechte bekommen, die für uns alle 

selbstverständlich sind! 

 

 

 



Replik auf die Behauptungen im Flugblatt 
Flüchtlingsunterkunft im Öjendorfer Park 

 

Ständige Schlägereien in Unterkünften 
Auseinandersetzungen mit Massenschlägereien sind bislang nur aus Erstaufnahmemassenunterkünften 

bekannt geworden, in denen Menschen auf engstem Raum unter Umständen, die Einheimische für sich 

selbst niemals als zumutbar erachten würden, für oft mehrere Monate untergebracht sind. In Öjendorf 

geht es jedoch nicht um eine riesige Halle ohne jegliche Privatsphäre, sondern um permanente Wohnein-

heiten, in denen die Geflüchteten einen Ort finden können, an dem sie endlich angekommen sind und Ruhe 

finden können. Dies ist keine Garantie, dass es nicht zu Konflikten kommen wird – genauso wie es in kei-

nem anderen Wohngebiet und in keiner Situation, in der Menschen aufeinander treffen, dafür eine Garan-

tie geben wird, dass es nicht zu Streit kommen könnte. Insgesamt ist das Verhalten, welches die Mig-

rant_innen an den Tag legen, friedlich und wird nur durch wenige Vorfälle getrübt. Immer mehr Vorfälle, 

die sich in großen Massenunterkünften in jüngster Zeit ereigneten, gehen auf das Konto einer Politik, die 

immer noch verpasst, angemessene Unterkünfte zu stellen. Dieses Projekt dagegen wäre ein Schritt in die 

richtige Richtung, geeignete Unterkünfte zu schaffen! 

Ausländer sind doch alle kriminell… 
Kriminalstatistiken, die einen simplen Vergleich von Deutschen zu Ausländern ziehen, sind nicht aussage-

kräftig, da viele Faktoren nicht beachtet werden. Laut Polizei gibt es KEINEN relevanten Anstieg von Krimi-

nalität rund um Unterkünfte. Die Polizei in Mecklenburg-Vorpommern sowie Vorpommern-Greifswald ver-

kündete beispielsweise jüngst mehrfach in Pressemitteilungen, dass es durch eine Sammelunterkunft in der 

Größenordnung von 2000 Geflüchteten zu keinem Anstieg der Kriminalität kam1,2, ebenso in Potsdam3. 

Die Ausländerkriminalitätsrate wird auch dadurch verfälscht, dass eine Verhaltensweise, die bei Menschen 

mit deutschem Pass vollkommen legitim ist, bei einem nichtpassdeutschem Menschen als Straftat gewertet 

wird – es gibt entsprechend Straftaten, die ein_e Deutsche_r gar nicht begehen kann. Ein Beispiel dafür ist 

die Residenzpflicht von Asylbewerber_innen, die allein schon durch eine räumliche Bewegung eine Straftat 

begehen, während es für den Großteil der Bevölkerung zum einen völlig normal ist, einen Ausflug zu unter-

nehmen oder zwischen Bundesländern zu pendeln, und zum anderen die Einschränkung dieser Bewe-

gungsmöglichkeit als nicht hinnehmbarer Einschnitt in die persönliche Freiheit betrachtet würde. Allein die 

Unterscheidung von Ausländer_innen und Deutschen in der Kriminalitätsstatistik ist an sich schon ein dis-

kriminierender Akt! 

Im Gegenzug zu der durch die Polizei bestätigten nicht steigenden Kriminalitätsrate durch Flüchtlinge, stei-

gen dagegen  nachweislich ausländerfeindlich motivierte Straftaten an! 

Wir holen uns Terroristen ins Land! 
Die Menschen, die hierher fliehen, fliehen VOR dem IS-Terror und  vor Diktaturen (z.B. vor dem Assad-

Regime) und wollen hier dementsprechend nicht die „Demokratie“ zerschlagen oder ein Kalifat errichten, 

                                                           
1
 http://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Polizei-widerspricht-Geruechten-um-

Fluechtlingskriminalitaet,fluechtlinge4178.html 
2
 Die Polizei Vorpommern-Greifswald schrieb am 22. Oktober um 13:40 auf ihrer Facebookseite: „Der Landkreis Vor-

pommern-Greifswald hat inzwischen ca. 2000 Flüchtlinge aufgenommen. Das sind immer noch weniger als 1% der 

übrigen Bevölkerung. Nein, es hat seitdem nicht mehr Ladendiebstähle gegeben. Nein, es hat seitdem nicht mehr 

Wohnungseinbrüche gegeben. Nein, es hat seitdem nicht mehr Fahrraddiebstähle gegeben. Nein, es hat seitdem nicht 

mehr Messerstechereien oder Vergewaltigungen gegeben.“ 
3
 http://www.pnn.de/potsdam/795599/ 



sondern sind glücklich darüber, in einem Land ankommen zu dürfen, in dem weder ein religiöses Regime 

noch eine Diktatur herrscht. Der religiöse Hintergrund der ankommenden Flüchtlinge ist vielfältig, es sind 

viele Christen und auch viele libertäre Muslime dabei. Und woher will der/die Autor_in des Flugblattes ei-

gentlich wissen, dass aufgenommene Flüchtlinge „kriminell“ und/oder „IS-Terroristen“ seien? Der Nachweis 

hierfür steht wohl vor allem daher aus, weil es sich um eine völlig aus der Luft gegriffene Hypothese han-

delt, die jeglicher als Beweis dienender Grundlage entbehrt! 

Wirtschaftsflüchtlinge konsequent zurückschicken! 
Sogenannte „Wirtschaftsflüchtlinge“ abzuschieben, bedeutet sie in Armut abzuschieben. Das heißt, dass sie 

in ihren Herkunftsländern vielleicht nicht ermordet werden, dafür müssen sie in vielen Fällen verhungern, 

erfrieren oder unter menschenunwürdigen Bedingungen leben. Sowohl nach Genfer Konvention als auch 

Grundgesetz ist es keine Gefälligkeit unsererseits, sondern unsere gesetzliche verankerte Pflicht sie aufzu-

nehmen und ihnen die Möglichkeit zu geben, einen Asylantrag zu stellen. Auch in Deutschland geborene 

Menschen versuchen, sich ein neues Leben in der Ferne aufzubauen, wenn sie an ihrem Heimatort auf-

grund der wirtschaftlichen Bedingungen nicht das Leben führen können, das sie sich vorstellen. Nur heißt 

es bei ihnen nicht Wirtschaftsflucht, sondern „auswandern“, und dabei werden sie auch noch von VOX mit 

der Kamera begleitet. 

Unser Erholungsraum wird zugebaut 
Naturschutzgebiete sollen natürlich einen besonderen Schutz genießen, der auch gesetzlich vorgeschrieben 

ist. Der Öjendorfer Park verfügt jedoch über ein so großes Areal, dass bei vernünftiger Planung der Erho-

lungsraum erhalten bleiben kann. Eine Unterbringung von Menschen auf Frei- und Ackerflächen dagegen 

dürfte bei nüchterner Betrachtungsweise niemanden stören. Neid aufgrund einer angeblich privilegierten 

Wohnlage ist hier vollkommen unangebracht, wenn die allgemeinen Lebensverhältnisse der Flüchtlinge 

bedacht werden. 

Unsere Häuser verlieren ihren Wert 
Baurechtlich findet durch die Errichtung einer Flüchtlingsunterkunft kein Wertverlust von Immobilien statt. 

Der einzige Faktor, der zu dieser Annahme führt, ist der gefühlte Wertverlust. Wenn also ein Wertverlust 

einer Immobilie stattfindet, weil Menschen mit Migrationshintergrund in direkter Nähe leben, dann ist das 

kein Verschulden der Migrant_innen, sondern des rassistischen Vorurteils, welches dazu führt! Die sichers-

te Möglichkeit, um die Wertminderung einer Immobilie abzuwenden, war und ist im Übrigen immer noch 

die regelmäßige sorgfältige Renovierung und Sanierung des Objekts. Eine Wertminderung (genau wie eine 

Wertsteigerung) kann durch vielfältige Einflüsse entstehen, die in keinem Fall vorhergesehen werden kön-

nen. Die gesetzliche Grundlage zum Bau von Flüchtlingsunterkünften besteht jedoch und ist unabhängig 

von Befindlichkeiten der Anwohner_innen.4 

 

!!  Infoveranstaltung  !! 
 

Am 02. November 2015 von 19:30 bis 21:30 Uhr ist eine Infoveranstaltung im Kurt-Körber-Gymnasium 

(Pergamentweg 1, 22117 Hamburg) mit Hildegard Jürgens, der Bürgerschaftsabgeordnete für Hamburg-

Billstedt, geplant. 

Überlassen Sie die Diskussion nicht hetzenden Wutbürger_innen! Äußern Sie lautstark Ihre Meinung und 

heißen Sie Flüchtlinge in unserer Nachbarschaft willkommen! 

                                                           
4
 http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2014/0501-0600/540-14.pdf?__blob=publicationFile&v=1 


